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Das Verhältniß der Wiener Univerſitäts bibliothek zu den Mittel- 
ſchul⸗ und Amtsbibliotheken. Von Dr. Karl Hugelmann. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage, inwieferne in den von der Gemeindevertretung zu erlaſſenden Anord⸗ 
nungen über die Modalitäten der Einhebung von Getränkeauflagen Beſtim⸗ 
mungen über die Strafbarkeit der Außerachtlaſſung dieſer Anordnungen 
Aufnahme finden können. 

Lehrvertrag. Die Verwendung eines Lehrjungen zu anderen als den Geſchäften 
des Handwerkes involvirt eine Vertragsverletzung, welche den Vater des 
Lehrjungen berechtigt, von dem Vertrage abzugehen. Entſchädigungsanſpruch 
des Lehrherrn. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Das Verhältniß der Wiener Univerfitätsbibliothek 
zu den Mittelſchul- und Amtsbihliatheken. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 
(Schluß.) 

Was ſoll nun geſchehen? Soll der jetzige Zuſtand fortdauern, 
der, wie Dr. Gr. überzeugend nachweist, die Intereſſen des Wie- 
ner Leſerkreiſes ſchädigt und jene des auswärtigen Publicums nicht 
befriedigt? Wir glauben, nein. Das Mittel zur Abhilfe liegt aber ſehr 
nahe, Dr. Gr. hat es ſelbſt angedeutet und leider nur nicht 
in den Vordergrund geſtellt; es iſt die Organiſation des Ausleih⸗ 
verkehres und nicht irgend ein neuer, weitläufiger Apparat. Es handelt 
ſich um eine locale Frage, um die Entlaſtung der Wiener Bibliothek, 
es kommt alſo lediglich darauf an, das Zuſtrömen der Mittelſchulen 
von der Wiener Bibliothek, nicht von den Univerſitätsbibliotheken über⸗ 
haupt abzuleiten. Es muß verhindert werden, daß die Mittelſchulen 
Bücher aus Wien verlangen, die fie in den kleineren Univerſitätsbiblio⸗ 
theken oder in den Studienbibliotheken finden können, und nichts weiter. 

Die Organiſation des Ausleihverkehres, welche zu dieſem Ziele 
führen würde, denken wir uns nun in folgender Weiſe: 

Die Mittelſchulen müſſen in Bibliotheksbezirke eingereiht werden, 
eine jede hat nur mit der öffentlichen Bibliothek ihres Bezirkes zu ver⸗ 
kehren; kann die angerufene Bibliothek dem geſtellten Verlangen nicht 
entſprechen, ſo hat ſie das verlangte Buch von einer anderen zu requi⸗ 
riren, die unmittelbare Geſuchſtellung von Seite auswärtiger Benützer 
bleibt aber ausgeſchloſſen. 

Für Wien würde Niederöſterreich (nicht auch Oberöſterreich und 
Salzburg, wie Dr. Gr. vorſchlägt) den Bibliotheksbezirk bilden. 
Jedes andere Land hat ſeine öffentliche Bibliothek, welche als Centrum, 
beziehungsweiſe Medium des Bibliotheksverkehres fungiren kann, Ober⸗ 


öſterreich die Studienbibliothek in Linz, Salzburg die Studienbibliothek 
in Salzburg u. ſ. w., nur für die Lehranſtalten Niederöſterreichs hätte 
ſomit Wien unmittelbar aufzukommen. Mittelbar würde Wien natürlich 
auch dann noch aus anderen Ländern in Anſpruch genommen werden. 
Wenn aber auch bei weitem nicht alle bisher aus der Ferne nach 
Wien gerichteten Geſuche in den heimiſchen Studien- oder Univerſitäts⸗ 
biliotheken befriedigt werden könnten, bei einem großen Theile wäre es 


gewiß der Fall. Und was den unbefriedigten Reſt betrifft, der nach wie vor 


Wien zur Laſt fiele, ſo würde die Läſtigkeit desſelben durch die Ge⸗ 
ſchäftsvereinfachung ungemein erleichtert werden. Die Wiener Bibliothek 
hätte nur mit 12 Anſtalten zu verkehren. Von beſonders dringlichen 
Fällen abgeſehen, ließe ſich feſtſtellen, daß dieſe Anſtalten ihre Geſuche 
an beſtimmten Wochentagen einzuſchicken hätten, ſo daß in Wien täglich 
die Anfragen von höchſtens zwei Bibliotheken (in der entſprechenden 


Combination) einlaufen würden; dieſe Regelmäßigkeit würde ſofort die 


weitere Möglichkeit eröffnen, mit der Ueberſendung der auszuleihenden 
Werke die Rückſtellung entlehnter Bücher oder die Formulirung von 
Gegengeſuchen zu verknüpfen, ſo daß die Zahl der Sendungen 
mit Einem Schlage auf mehr als die Hälfte reducirt wäre. 
Dieſer höchſt einfache Vorſchlag hätte endlich unſeres Erachtens den 
nicht zu unterſchätzenden Vortheil, daß er ſich ohne irgend einen Auf- 
wand und irgend eine Vorbereitung unverweilt verwirklichen ließe. Es 
genügt ein Federzug des Miniſteriums und die neue Organiſation kann 
ſofort in's Leben treten. 

So viel zur Beleuchtung der Frage, wie die Anſprüche der 
Mittelſchulen an die Wiener Univerſitätsbibliothek in einer zweck⸗ 
mäßigeren Weiſe als bisher aufrecht erhalten werden könnten. Allein 
wir bleiben dabei nicht ſtehen, denn es iſt klar, daß auch im 
Falle der Verwirklichung unſerer Vorſchläge die Benützung der Wiener 
Bibliothek eine ſo ungeheuere bliebe, daß ſich der Gedanke einer Ver⸗ 
kleinerung des Intereſſentenkreiſes immer wieder vou neuem aufdrängen 
würde. Die Zahl der Benützungsfälle eines Jahres iſt in Wien jetzt 
ſchon größer als die Bändezahl der ganzen Bibliothek; ſie wird noch 
bedeutend ſteigen, wenn die Bibliothek in das neue Univerſitätsgebäude 
verlegt und damit auch der mediciniſchen Facultät näher gebracht werden 
ſollte, für die fie bisher der räumlichen Entfernung halber wenig be— 
nützbar war. Da liegt die Frage nahe, ob dann nicht doch Jemand 
weichen müßte, und damit dies Los nicht die Mittelſchulen träfe, weiſen 
wir auf eine andere Intereſſentengruppe hin, welche die Wiener Uni⸗ 
verſitätsbibliothek jetzt ebenfalls in Anſpruch nimmt, für welche aber 
in anderer Weiſe vorgeſorgt werden könnte. Es ſind dies die Staats⸗ 
behörden in Wien. 

Wenn man weiß, welch große Bücherſchätze ſich in den unter⸗ 
ſchiedlichen Amtsbibliotheken Wiens finden, dann iſt es klar, daß gerade 
hier der geſunde Kern von Dr. Gr.'s Vorſchlag verwirklicht werden 
könnte. 

Die officielle Statiſtik verzeichnet uns von größeren Bibliotheken 
der Wiener Behörden (alfo ohne Rückſicht auf kleinere Handſamm⸗ 
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lungen) zunächſt jene des Miniſteriums des Aeußern, des Krieges, der Concentration ſämmtlicher Amtsbibliotheken auch nicht gegeben find, 


Finanzen, der Juſtiz, des Ackerbaues, des Cultus und Unterrichts, ſerner 
jene des Reichsrathes und des Militärcomite's mit einem Beſtande von 
c. 18.000, 35.000, 32.000, 13.000, 5000, 16.000, 13.000 und 
17.000, alſo zuſammen von c. 150.000 Stücken. In zweiter Linie 
gehören hieher die Bibliotheken der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion und 
der geologiſchen Reichsanſtalt mit c. 26.000 und 25.000 Stücken 1%). 
Dieſe Aufzählung iſt aber keineswegs erſchöpfend, wir erinnern nur 
daran, daß zwei der größten Amtsbibliotheken, jene des Miniſteriums 
des Innern und des Miniſterrathspräſidiums (mit c. 50.000 und 
30.000 Stücken) in derſelben fehlen und daß auch von den anderen 
übergangenen Inſtituten manche, wie z. B. die Bibliotheken des 
Handelsminiſteriums, des oberſten Gerichtshofes und des Oberlandes⸗ 
gerichtes, keineswegs unbedeutend ſind. Wir glauben gar nicht zu hoch zu 
greifen, wenn wir den Bücherbeſtand der Wiener Staatsbehörden auf 
300.000 Stücke beziffern; hier haben wir alſo einen Büchercomplex 
vor uns, der jenem der Wiener Univerſitätsbibliothek vielleicht wirklich 
(auch ohne die Multiplicate) an Maſſe gleichkommt. Denn es iſt nicht 
zu überſehen, daß im Gegenſatze zu den Bücherſammlungen der Mittel- 
ſchulen jene der oberſten Regierungsbehörden einen unter einander 
principiell verſchiedenen Charakter beſitzen; die Bibliothek des Juſtiz⸗ 
miniſteriums z. B. hat faſt ausſchließlich Civil⸗ und Strafrecht, jene 
des Miniſteriums des Innern vorwiegend Verfaſſungs⸗ und Verwal⸗ 
tungsrecht in's Auge zu faſſen, um von den naturgemäß ganz beſondere 
Ziele verfolgenden Bibliotheken des ſtatiſtiſchen Bureau's oder gar der 
geologiſchen Reichsanſtalt gar nicht zu ſprechen. Die wechſelſeitige Er⸗ 
gänzung dieſer Bibliotheken liegt daher unendlich nahe, es gilt nur 
einen entſchloſſenen maßgebenden Willen, der die in der Iſolirung zu 
wenig ausgenützten Maſſen durch ihre Verbindung allſeitig nutzbar und 
die Behörden von den literariſchen Behelfen der Studienanſtalten unab⸗ 
hängig machen würde. Sowie mit dem jetzigen Zuſtande gebrochen iſt, 
daß die vielen Amtsbibliotheken alle, eine unbekümmert um die andere, 
ihre eigenen Wege gehen, ſobald ſie, in der einen oder anderen Form, 
als organiſche Glieder eines größeren Ganzen zuſammengefaßt ſind, 
wird der Mißbrauch beſeitigt werden können, daß von jedem Amte, 
welches ſeine Bedürfniſſe in einem gegebenen Falle in ſeiner eigenen 
Bibliothek nicht zu befriedigen im Stande iſt, ſofort der Weg zu dr 
Univerſitätsbibliothek eingeſchlagen wird. Es kann heute nicht am Platze 
ſein, dieſen Gedanken des Näheren auszuführen. Wir wollen nur 
betonen, daß die Sache, wenn man ſich von der Richtigkeit derſelben 
überzeugen ſollte, keineswegs deshalb aufzugeben wäre, weil die radi⸗ 
cale Löſung, die Vereinigung ſämmtlicher Wiener Amtsbibliotheken zu 
einer großen Dikaſterial⸗Centralbibliothek, wie leicht vorauszuſehen iſt, 
ſofort auf große Hinderniſſe ſtieße. Einer ſolchen radicalen Löſung könnte 
die Frage, wenn überhaupt, ſo nur rückſichtlich jener Bibliotheken 
zugeführt werden, bei denen das gleiche Eigenthumsverhältniß obwaltet, 
jene der gemeinſamen Miniſterien und Auſtalten müßten daher von 
vornherein außer Berechnung bleiben. Und auch in der Beſchränkung 
auf die Bibliotheken der cisleithaniſchen Behörden bedürfte es erſt großer 
Vorkehrungen hinſichtlich des Locales u. ſ. w. Die Hinderniſſe werden 
daher nicht fehlen. Dem Ziele, welches nicht ſofort erreichbar iſt, kann 
man ſich aber Schritt für Schritt nähern. Das Erſte wäre ein Cartell⸗ 
verhältniß hinſichtlich der Benützung und Neuanſchaffungen, das Zweite 
der Austauſch der lithographirten oder in Druck gelegten Kataloge 159), 
das Dritte die Erhebung einer der beſtehenden größeren Bibliotheken zur 
Sammelſtelle aller der Regierung zukommenden Pflichtdruckwerke in 
einem Exemplare, das Letzte die allmälige Auflaſſung einzelner 
kleinerer Bibliotheken. 

Nur über die beiden letzten Punkte ſeien uns noch einige Bemer⸗ 
kungen geſtattet. Wenn die räumlichen Bedingungen der örtlichen 


1e) Wir zählen die Bibliotheken der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion und 
der geologiſchen Reichsanſtalt nur in zweiter Linie hieher, weil dieſe Staats⸗ 
anſtalten den von den übrigen Behörden weſentlich verſchiedenen Charakter 
wiſſenſchaftlicher Inſtitute programmmäßig beſitzen. Mit Abſicht ziehen wir auch 
die Bibliotheken der verſchiedenen Hofinſtitute (Mineraliencabinet, Archiv u. ſ. w.) 
ſowie die Hofbibliothek ſelbſt nicht in Betracht und ebenſo wenig die Bibliothek 
des Landes Niederöſterreich oder jene der Stadt Wien. 

15) Bisher find unſeres Wiſſens blos die Kataloge der Kriegsbibliothek, 
des Militärcomite's und des Reichsrathes gedruckt. Was die übrigen Bibliotheken 
betrifft, ſo glauben wir uns keiner Inconſequenz ſchuldig zu machen, wenn wir 
die Drucklegung derſelben eventuell empfehlen; hier kann, von anderen Gründen 
ganz abgeſehen, ein bibliographiſcher Nutzen nicht beſtritten werden, wohl aber 
bei den Mittelſchulbibliotheken. 


ſo ſteht doch nichts im Wege, zu einer theilweiſen Vereinigung zu 
ſchreiten, ſobald die Vorausſetzungen eintreffen, um einige wenige Bi⸗ 
bliotheken örtlich zuſammenzufaſſen. Dieſe Möglichkeit hätte unſeres 
Erachtens z. B. bei dem Baue des Juſtizpalaſtes benützt werden ſollen 
und könnte vielleicht noch benützt werden, um aus den Bücherſammlungen 
der Gerichte und des Juſtizminiſteriums eine große Juſtizbibliothek zu 
bilden. Und was die Pflichtexemplare betrifft, ſo iſt es allbekannt, daß, 
obwohl je eines an die Bibliothek des Miniſterrathspräſidiums und an 
die Bibliothek des Miniſteriums des Innern abgeliefert wird, die Be⸗ 
hörden, wenn ſie ein öſterreichiſches Buch brauchen, niemals mit Sicher⸗ 
heit darauf rechnen können, es in den genannten Bibliotheken zu finden, 
weil beide nur die ihren Zwecken dienlichen Pflichtexemplare behalten; 
auch in dieſen Fällen wird daher ſehr oft die Univerſitäts⸗ und Hof⸗ 
bibliothek in Anſpruch genommen werden. Der Fehler liegt hier in der 
Organiſation und Praxis. So lange es das Inſtitut der Pflichtexem⸗ 
plare gibt oder, beſſer geſagt, ſo lange ſolche noch an die Regierungs⸗ 
bibliotheken abgelieſert werden, muß eine derſelben ſämmtliche ſam⸗ 
meln. Man wende uns nicht ein, daß es genügt, wenn die Pflicht⸗ 
exemplare eingetrieben und dann an die verſchiedenen Dicaſterialbiblio⸗ 
theken vertheilt werden. Wir behaupten, daß die peinliche Genauigkeit, 
welche die Requiſition der Pflichtexemplare aus allen Ländern erfordert, 
von einer Bibliothek nur dann gefordert werden kann, wenn ſie dieſe 
Arbeit für ſich und nicht ſür andere zu leiſten hat, und halten jede 
andere Hoffnung für eitle Selbſttäuſchung. Der Regierung ſtehen jetzt, 
wie erwähnt, für ihre Bibliotheken zwei Pflichtexemplare zur Verfügung, 
ſie mag das Experiment der Vertheilung mit dem einen, jenem des 
Miniſteriums des Innern, vornehmen, das zweite muß aber in der 
Bibliothek des Miniſterrathspräſidiums aufbewahrt werden. Iſt eine 
ſolche Sammelſtelle der öſterreichiſchen Literatur aber einmal geſchaffen, 
ſo iſt auch das Centrum gegeben, an welches ſich die übrigen Biblio⸗ 
theken mit der Zeit angliedern werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, inwieferne in den von der Gemeindevertretung zu 
erlaſſenden Anordnungen über die Modalitäten der Einhebung 
von Getränkeauflagen Beſtim mungen über die Strafbarkeit der 
Außerachtlaſſung dieſer Anordnungen Aufnahme finden können ). 

Der Gemeindeausſchuß von P. in Böhmen hat unterm 30. Jän⸗ 
ner 1868 Beſtimmungen zur Controle bei der Einhebung der Bier⸗ 
auflage feſtgeſetzt, welche die Art der Anmeldung und Regiſtrirung des 
eingelagerten Bieres, die Bezeichnung der Geſäße mit Marken, die 
Ueberwachung des Bierbezuges und Beſichtigung der Keller und Gewölbe 
und im $ 11 das Strafausmaß enthalten. 

Mit dem Erlaſſe vom 23. April 1875 hat die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die (aus Anlaß eines ſpeciellen Falles in der Gemeinde H. 
erfloſſene) Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 25. Jänner 
1875, 3. 19.075, dem Bürgermeiſter in P. zur Kenntniß und Dar⸗ 
nachachtung in vorkommenden Fällen mitgetheilt, daß der Gemeinde 
das Strafrecht gegen Perſonen wegen Umgehung der Bierkreuzerumlage 
nicht zuſteht und hierüber die Amtshandlung gemäß der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, ferner vom 
30. September 1857, Nr. 198, in die Competenz der politiſchen Be⸗ 
hörde fällt, weil nach $ 35 Gem. O. der Gemeindeausſchuß inner⸗ 
halb der beſtehenden Geſetze nur ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen 
und gegen die Nichtbeſolgung derſelben Strafen androhen kann, und 
nach 8 62 Gem. O. der Gemeinde eine Ausübung der Strafgewalt 
nur in Abſicht auf die Ortspolizei eingeräumt iſt, die Einhebung der 
Bierauflage aber als eine ortspolizeiliche Angelegenheit nicht angeſehen 
und behandelt werden kann. 

Der Gemeindeausſchuß von P. hat in der Eingabe an die P.'er 
Bezirksvertretung vom 2. März 1878 um Erwirkung der authentiſchen 
Erklärung bei der Geſetzgebung gebeten, daß die Sorge für eine zweck⸗ 
mäßige Einhebung der Umlage auf das Bier nach §8 28 Gem. O. als 
eine ortspolizeiliche Angelegenheit anzuſehen und zu behandeln ſei, und 


) Vergl. die Mittheilung in Nr. 6 auf S. 22 des Ja 3 1875 
dieſer Zeitſchrift. Jahrgange 


daß den Gemeinden in dieſer Angelegenheit die in den 88 35 und 62 
Gem. O. ausgeſprochenen Rechte und Pflichten zukommen und obliegen. 
Dieſes Anſuchen hat die Gemeindevertretung von P. damit be⸗ 
gründet, daß ſie bei der Controle der Einhebung der Bierumlage und 
bei der Verhängung von Ordnungsſtrafen ſich an ihren Beſchluß vom 
30. Jänner 1868 bis zur Zuſtellung des Miniſterialerlaſſes vom 
25. Jänner 1875, 3. 19.075, benommen habe. Dieſer Miniſterial⸗ 
erlaß verſtoße aber offenbar gegen die in Kraft beſtehenden Geſetze und 
namentlich gegen die Gemeindeordnung vom 16. April 1864. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 27. Jänner 1879, 
3. 13.884 ex 1878, wie folgt entſchieden: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet auf das Anſuchen 
der Gemeindevertretung von P. um authentiſche Erklärung im Wege 
der Geſetzgebung, daß die Sorge für die zweckmäßige Einhebung der 
Gemeindeumlage auf Bier als eine ortspolizeiliche Angelegenheit zu 
behandeln und den Gemeinden in dieſer Angelegenheit die in den 
88 35 und 62 der Gem. O. ausgeſprochenen Rechte und Pflichten 
zukommen, nicht einzugehen. Denn der von der genannten Gemeinde⸗ 
vertretung bezogene Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 25. Jän⸗ 
ner 1875, 3. 19.075, erfolgte als ſpecielle Entſcheidung über einen 
Miniſterialrecurs in Betreff der Beſtrafung der Verkürzung der Getränke⸗ 
auflage in einer Gemeinde Böhmens und wurde nicht als allgemeine 
Norm hinausgegeben. 

Diefer Erlaß enthält bloß den Ausſpruch, daß die betreffende 
Gemeindevertretung das Recht nicht hat, im Sinne des § 35 der 
Gemeindeordnung für Böhmen vom 16. April 1864 auf die Ver⸗ 
kürzung des Gemeindegefälles beſtimmte Strafen feſtzuſetzen und zu 
verhängen, und daß in ſolchen Uebertretungsfällen in Gemäßheit der 
Miniſterialverordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, die 
Competenz der politiſchen Behörden begründet und die Strafe der 
Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, 
anzuwenden iſt. Hiebei hat das Miniſterium die Berechtigung der 
Gemeindevertretung nicht beanſtändet, die nöthigen Maßregeln betreffs 
der Art der Anmeldung, Sicherſtellung und Controlirung der der 
Gemeindeauflage unterliegenden Getränke, ſowie in Betreff der Ent⸗ 
richtung und Einhebung dieſer Gemeindeauſlage feſtzuſetzen und die 
Nichtbeachtung dieſer von der Gemeindevertretung erlaſſenen Anord⸗ 
nungen im Allgemeinen als ſtrafbar zu erklären. 

Das Miniſterium des Innern findet ferner dagegen nicht zu 
erinnern, wenn die Gemeindevertretung in den für die Getränkeauflagen 
erlaſſenen Einhebungsmodalitäten die Beſtimmung aufnimmt, daß die 
Außerachtlaſſung der bezüglichen Anordnungen nach Maßgabe der Mini⸗ 
ſterialverordnungen vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, und vom 
30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, der Unterſuchung und 
Beſtrafung durch die politiſchen Behörden unterliegt. 

Hienach reichen die dermaligen geſetzlichen Beſtimmungen zum 
Schutze der Gemeinden gegen Verkürzungen ihrer Berechtigung zur Ein⸗ 
hebung der ihnen bewilligten Getränkeauflagen vollkommen aus“. O. 


Lehrvertrag. Die Verwendung eines Lehrjungen zu anderen als 

den Geſchäften des Handwerkes involvirt eine Vertrags verletzung, 

welche den Vater des Lehrjungen berechtigt, von dem Vertrage 
abzugeben. Entſchädigungsanſpruch des Lehrherrn “). 

Rudolf B. hatte ſeinen Sohn Johann B. am 23. Jänner 1877 
zum A. zur Erlernung des Sattlerhandwerkes in die Lehre gegeben 
und es wurde bedungen, daß der Letztere durch 2¼ Jahre bei A. als 
Lehrling arbeiten ſolle. 

Johann B. blieb aber ſchon am 8. Juli 1878 von der Lehre 
aus, weshalb A. deſſen Vater Rudolſ B. mit der Klage de praes. 
29. Auguſt 1878, Z. 8589, auf Zahlung einer Entſchädigung von 
94 fl. 50 kr. belangte. 

Zur Begründung ſeines Entſchädigungsanſpruches führte A. in 
der diesbezüglichen Klage an: daß durch den früher als bedungen 
erfolgten Austritt des Johann B. aus der Lehre ihm als Lehrherrn 
ein Schade zugefügt worden ſei, den er ſich täglich auf 25 kr. beziffere. 
Ein Lehrling verderbe nämlich die erſte Zeit der Lehre Manches und 
koſte viel Mühe, wofür der Meiſter durch die Arbeit des Lehrlings 


während der ſpäteren Lehrzeit entſchädigt werde; es ſeien ihm auf 


*) Vergl. die Mittheilung in Nr. 12 auf S. 46 des Jahrganges 1877 
dieſer Zeitſchrift. 
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dieſe Weiſe durch den frühzeitigen Austritt des Lehrlings wenigſtens 
378 Arbeitstage à 25 kr. verloren gegangen. 

Hierüber hat das k. k. Bezirksgericht in Jechnitz mit Urtheil 
vom 31. December 1878, Z. 12.454, zu Recht erkannt: 

Der Geklagte Rudolf B. iſt nur dann ſchuldig, dem Kläger A. 
als Entſchädigung dafür, daß deſſen Sohn Johann B. 1 Jahr und 
15 Tage vor der bedungenen Lehrzeit aus der Lehre bei A. trat, 
einen Betrag von 70 fl. 75 kr. zu bezahlen, wenn A. den ihm rück⸗ 
geſchobenen Haupteid des Inhaltes: „Es ſei wahr, daß er das ganze 
Jahr hindurch bei feinem Sattlergewerbe Sattlerarbeit auch für einen 
Lehrling habe“, ablegt. Mit dem Mehrbetrage von 23 fl. 75 kr. wird 
Kläger unbedingt abgewieſen. 

Die Gründe ſagen nach Darſtellung des Sachverhaltes: 

Der Geklagte hat zugeſtanden, daß er ſeinen Sohn Johann unter 
den angegebenen Bedingungen zum Kläger in die Lehre gab, daß der⸗ 
felbe aber am 8. Juli 1878 von dort wegblieb, weil angeblich A. 
nicht genug zu arbeiten hatte, um den Johann B. mit Arbeit beſchäf⸗ 
tigen zu können. Allein abgeſehen davon, daß die vom Geklagten in 
letzterer Richtung geführten Zeugen nicht beſtätigen konnten, daß A. oft 
ganze Tage für Johann B. nichts zu arbeiten hatte, haben die Zeugen 
Franz K., Johann H. und Friedrich G. beſtätigt, daß fie dem Kläger 
alle ihre Sattlerarbeit zukommen laſſen, woraus, da dies die größeren 
Grundbeſitzer ſind, ſich ſchließen läßt, daß Kläger das ganze Jahr hin⸗ 
reichend Arbeit hat. Dennoch wurde aber auf den dem Kläger rück⸗ 
geſchobenen Haupteid über den Umſtand, daß er das ganze Jahr hin⸗ 
reichend Sattlerarbeit auch für einen Lehrling habe, erkannt, um ſicher⸗ 
zuſtellen, daß ihm wirklich der Nutzen, den der Lehrling ihm bringen 
ſollte, entgangen iſt. Von der Ablegung dieſes Eides hängt die Sach⸗ 
fälligkeit des Klägers ab, denn durch dieſen Eid ſoll erſt ſichergeſtellt 
werden, ob er den Entgang eines Gewinnſtes zu beklagen hat, welchen 
er ficher zu erwarten gehabt hätte. Durch gegenſeitiges Zugeſtändniß 
wurde die Zahl der Arbeitstage, welche Johann B. noch in der Lehre 
zuzubringen hatte, auf 283 Tage feſtgeſtellt. Ebenſo iſt durch den ab⸗ 
geführten Sachverſtändigenbeweis der Werth der Arbeit eines Lehrlings 
während der zweiten Hälfte einer zweieinhalbjährigen Lehrzeit auf 
täglich 25 kr. feſtgeſtellt. Wenn nun auch der Geklagte angibt, daß 
er ſeinen Sohn aufgefordert hat, die Lehrzeit beim Kläger auszuhalten, 
ſo ſtellt ſich doch der frühzeitige Austritt des Johann B. aus dieſer 
Lehre als ein Verſchulden des Rudolf B. dar. Denn wie er ſelbſt 
zugeſtanden hat, hat er ſelbſt feinen Sohn zum Kläger in die Lehre 
gegeben, damit derſelbe 2½ Jahre lerne. Da derſelbe minderjährig iſt 
und der Geklagte den Dienſt⸗, refp. Lohnvertrag abgeſchloſſen hat, iſt er 
nach den 88 1309 und 1160 a. b. G. B. für allen Schaden verant⸗ 
wortlich, welcher dem Kläger durch den frühzeitigen Austritt feines 
Sohnes aus der Lehre verurſacht worden iſt. Dieſer Schaden beträgt 
für 283 Tage à 25 kr. zuſammen 70 fl. 75 kr. Mit dem Mehrbetrage 
per 23 fl. 75 kr. wird der Kläger abgewieſen, weil ihm der Arbeits⸗ 
gewinn blos für 283 Tage und nicht, wie in der Klage angegeben, 
für 378 Tage entzogen worden iſt, da, wie Kläger ſelbſt zugeſtanden 
hat, nach Abrechnung der Sonn- und Feiertage und jener Tage, an 
denen Johann B. gemäß Verabredung Muſikmachen gehen konnte, blos 
283 Arbeitstage erübrigen. 

Ueber Appellation des Geklagten hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Prag mit Urtheil vom 4. Februar 1879, Z. 3954, das erſtrich⸗ 
terliche Urtheil abgeändert und den Kläger mit ſeinem Anſpruche auf 
Entſchädigung für die Nichteinhaltung der Lehrjahre des Johann B. 
ganz abgewieſen. Die Gründe fagen: 

Jeder Schadenerſatzanſpruch ſetzt gemäß § 1295 a. b. G. B. 
ein Verſchulden voraus; nun führt Geklagter als Grund des vorzei⸗ 
tigen Austrittes ſeines Sohnes aus der Lehre beim Kläger an, daß 
dieſer nicht genug Arbeit hatte, um den Sohn als Lehrling zu beſchäf⸗ 
tigen, und daß dieſer daher oft ganze Tage hindurch das Kind des 
Klägers warten mußte. Wenn nnn auch durch die diesfalls abgehörten 
Zeugen die erſte Behauptung nicht als außer Zweifel geſtellt ange⸗ 
nommen werden kann, ſo wird doch von den Zeugen Franz H., 
Joſef W., Maria W. und Veronica Z. beſtätigt, daß der Sohn des 
Geklagten das Kind des Klägers gewartet hat, und beſtätigt auch der 
Zeuge Joſef W., daß ſich derfelbe zu ihm geäußert habe, daß bei ihnen 
die Arbeit ſchwach gehe, woraus zu erſehen, daß Kläger den Lehrknaben 
auch zu häuslichen Dienſtverrichtungen, die gewöhnlich von weiblichen 
Dienſtleuten beſorgt werden zu welchen derſelbe auch vertragsmäßig 


nicht verpflichtet war und wodurch er feinem eigentlichen Berufe, das 
Sattlerhandwerk zu erlernen, entzogen wurde, verwendet hat. Wenn 
nun Geklagter als Vater dieſes Knaben ſich weigert, wegen deſſen ver⸗ 
tragswidriger Verwendung denſelben weiter in der Lehre beim Kläger 
zu belaſſen, beziehungsweiſe denſelben zur Rückkehr dahin zu zwingen, 
fo hat er von dem ihm gemäß § 139 a. b. G. B. zuſtehenden Erzie⸗ 
hungsrechte bezüglich ſeines Knaben Gebrauch gemacht und hat er dem⸗ 
nach gemäß § 1305 a. b. G. B. den hieraus für den Kläger allenfalls 
entſprungenen Nachtheil nicht zu verantworten. Es war die Klage ſchon 
aus dieſem Grunde, daß ein Verſchulden oder die Uebertretung einer 
Vertragspflicht an Seite des Geklagten nicht nachgewieſen iſt, abzuweiſen 
und erſcheint es bei dieſer Sachlage überflüſſig, in die Erörterung und 
Entſcheidung über die Frage einzugehen, ob der angeſprochene Schaden⸗ 
erſatz in quali und quanto dargethan erſcheint. 

Ueber das Reviſionsbegehren des Geklagten hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 16. Mai 1879, Z. 4500, das ober⸗ 
gerichtliche Urtheil unter Verweiſung auf deſſen richtige Begründung zu 
beſtätigen befunden. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 


1879. I. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienftbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 
IV. Stück. Ausgeg. am 17. Februar. 
Nr. 10. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 5. Februar 
1879, 3. 1921, betreffend die in der Verordnung vom 22. Jänner 1879, 8. 803, 
enthaltenen, bedingungsweiſe auch für die Maturitätsprüfungen der Privatiſten 
an Gymnaſien geltenden Beſtimmungen bezüglich der Prüfungsgegenſtände: Ge⸗ 
ſchichte und Phyftk. 
V. Stück. Ausgeg. am 1. März. 
Nr. 11. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. Februar 
1879, 8. 905, betreffend einige Erleichterungen in den Uebergangsbeſtimmungen 
der Verordnung vom 12. Juli 1878 über die Regelung des Prüfungs⸗ und 
Zeugnißweſens an den techniſchen Hochſchulen. 
VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbau⸗ 
miniſteriums. 
I. Stück. Ausgeg. am 18. Jänner. 

Nr. 1. Abdruck von Nr. 141 R. G. Bl. 

Nr. 2. Kundmachung des k. k. Ackerbauminiſteriums, betreffend Decken 
durch Vollbluthengſte zu Hohenau. November 1878. Z. 12.452. 

Nr. 3. Erlaß der k. k. Berghauptmannſchaft Klagenfurt vom 14. Decem⸗ 
ber 1878, Z. 2781, enthaltend eine allgemeine Vorſchrift für die Beſahrung der 
Schächte am Dampfgöppelſeile bei den Bergbauen im Amtsgebiete der k. k. Berg⸗ 
hauptmannſchaft Klagenfurt. 

II. Stück. Ausgeg. am 3. Februar. 


Nr. 4. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 31. December 1878, 
3. 35.834, wegen Betretung der Bahnanlagen durch das zum Schutze einzelner 
Zweige der Landescultur aufgeſtellte Wachperſonale. 

Nr. 5. Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 10. Jänner 1879, 
3. 240 F.⸗M., betreffend das Minimalgewicht gewiſſer Goldſtücke. 

Nr. 6. Geſetz vom 17. December 1878, L. G. Bl. Nr. 2 vom Jahre 
1879, wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien mit dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau, womit der Wortlaut der Beſtimmungen des erſten Abſatzes 
des 8 58 des Geſetzes vom 17. Juli 1876 über den Schutz des Feldgutes im 
polniſchen und rutheniſchen Texte abgeändert wird. 

III. Stück. Ausgeg. am 1. März. 

Nr. 7. Abdruck von Nr. 12 R. G. Bl. 

Nr. 8. Auszug aus Nr. 11 R. G. Bl. 

Nr. 9. Vorſchrift des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 4. Februar 1879, 
8. 10.840, über das Verfahren bei der Scartirung von Acten des Forſt⸗ und 
Domänenweſens. 
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Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 1. Ausgeg. am 27. Jänner. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franesſtücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat Februar 1879. Z. 1978. 17. Jänner. 

Nr. 2. Ausgeg. am 4. Februar. 

Einführung telegraphiſcher Poſtanweiſungen aus Bosnien und der Herze⸗ 

gowina nach Oeſterreich⸗Ungarn. Z. 1902. 23. Jänner. 
Nr. 3. Ausgeg. am 26. Februar. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franesſtücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat März 1879. Z. 5494. 17. Februar. 

Nr. 4. Ausgeg. am 21. März. 

Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums vom 17. März 1879, betref⸗ 
fend die Einführung des Worttarifes für den inländiſchen Telegraphenverkehr der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie. Z. 8487. 17. März. 

Uebereinkommen zwiſchen der kaiſerlich⸗königlich öſterreichiſchen Telegraphen⸗ 
verwaltung und der königlich ungariſchen Telegraphenverwaltung einerſeits und 
der kaiſerlich deutſchen Reichs⸗Telegraphenverwaltung, der königlich bayeriſchen 
Telegraphenverwaltung und der königlich württembergiſchen Telegraphenverwaltung 
anderſeits. 2. Februar. 

Nr. 5. Ausgeg. am 22. März. 

Beſtimmungen über die Nachweiſung der bei den Telegraphenſtationen 
aufgegebenen, angekommenen und tranſitirenden Telegramme, ſowie über die Ein⸗ 
hebung und Verrechnung der Telegraphengebühren vom 1. April 1879 ange⸗ 
fangen. Z. 5120. 22. März. 

Nr. 6. Ausgeg. am 26. März. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franesſtücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat April 1879. Z. 8530. 17. März. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums, betreffend die Verrechnung der 
Silbermünze. Z. 1374. F.⸗M. 13. März. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Statthalter für Tirol und Vorarlberg 
belehren Ritter v. Widmann die Würde eines geheimen Rathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Statthaltereirathe in Linz Karl Forſtner 
v. Billau anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben die erledigte Stelle eines Oberbergrathes in Wieliezka 
dem Bergrathe Moriz Poſtel verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Commiſſär der Prager Polizeidireetion Franz 
Marſchan den Titel und Charakter eines Polizei⸗Obercommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Legationscathe erſter Kategorie Karl Grafen 
Kuefſtein den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe und dem Legatiousrathe 
zweiter Kategorie Erich Altgrafen Salm das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens, 
beiden taxfrei, ferner dem Generalconſul⸗Stellvertreter und Botſchafts⸗Commerz⸗ 
kanzleidirector zu Paris, Miniſterialrathe Walcher Ritter v. Moltheim den 
Stern zum Komthurkreuze des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des mit Titel und Charakter eines 
Generalconſuls bekleideten k. und k. Conſuls Heinrich Kohen von Cardiff nach 
Liverpool, ſowie des k. und k. Conſuls Rudolf Filek v. Wittinghauſen von 
Kairo nach Cardiff genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Staatsſchuldencaſſe Joſef 
Lebitſchnig anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Honorarconſul G. H. Sattler in 
Iquique das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Shangai 
verwendeten Kanzlerdollmetſch Joſef Haas den Titel und Charakter eines Vice⸗ 
conſuls verliehen. a 

Seine Majeſtät haben dem Obmanne der Ri:aner Bezirksvertretung Adolf 
Ritter v. Mayersbach in Woderad das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Ladislaus Haas v. Bilgen zum Bezirkshauptmaune in 
Niederöſterreich ernannt. 


Erledigungen. 
Controlorsſtelle bei der Grazer k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation mit der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 198.) 
Secretärsſtelle bei der k. k. Telegraphendirection in Zara in der achten 
Rangsclaſſe, bis 20. September. (Amtsbl. Nr 201.) 
Statthaltereiſecretärsſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei in der 
achten Rangsclaſſe, bis 10 September. (Umtsb'. Nr. 201.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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